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Drucksache 3569 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über die Sicherung des Unterhalts für 
Angehörige der zum Wehrdienst einberuf enen Wehr- 
pflichtigen (Unterhaltssicherungsgesetz) 

- Drucksachen 3210, 3297, 3341 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Seidl (Dorfen) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 199. Sitzung am 20. März 
1957 beschlossene Gesetz über die Sicherung des Unterhalts für 
Angehörige der zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz) — Drucksachen 3210, 3297 — wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse ge- 
ändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 29. Mai 1957 


Der Vermittlungsausschuß 


i. V. Dr. Schaefer 

Vorsitzender 


Seidl (Dorfen) 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
AUein vertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über die Sicherung des Unterhalts für Angehörige der 
zum Wehrdienst einberuf enen Wehrpflichtigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz) 


1. § 20 Abs, 1 

In § 20 Abs. 1 Satz 1 wird der zweite Halb- 
satz gestrichen. 

2- § 21 Abs. 2 (neu) 

Dem § 21 wird folgender neuer Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Die Arbeitgeber haben auf Verlangen 
der zuständigen Behörde Auskunft über Art 
und Dauer der Beschäftigung, über die Ar- 
beitsstätte und über den Arbeitsverdienst 
des zum Wehrdienst einberuf enen Wehr- 
pflichtigen und der Familienangehörigen zu 
erteilen.“ 

3. § 26 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

In § 26 Abs, 1 werden in den Nr. 1 und 2 
nadi dem Zitat „§ 21“ jeweils die Worte 
„Abs. 1“ eingefügt. 


4. § 26 Abs. 1 Nr. 3 (neu) 

Dem § 26 Abs. 1 wird folgende neue Nr. 3 

angefügt: 

„3. Auskünfte, zu denen er nach § 21 Abs, 2 
verpflichtet Ist, ganz oder teilweise ver- 
weigert oder nicht rechtzeitig erteilt oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht.“ 

5. § 28 

§28 wird gestrichen. 

6. § 29 a (neu) 

Nach § 29 wird folgender neuer § 29 a ein- 
gefügt: 

4 29 a 

Geltung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 
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